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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Morschheim vom 14.05.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

sl
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller.

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebührenbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1)

(2)

Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
11.10.2001 außer Kraft.

m den 14.05.2018t

o b

h

rme
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An laqe zu r Fried hofsgebü hrensatzunq

l. Reihengrabstätten

1. Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzung fü r Verstorbene

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

a) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte
ee) ein Wiesenurnengrab

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte
be) ein Wiesenurnengrab

218,00 C
245,00 €

300,00 €
600,00 €
300,00 €
243,00 €
531,00 €

10,00 €
20,00 €
10,00 €
9,10 €

17,70 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufwand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag). Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag erhoben in Höhe
von

54,00 €

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von
5O olo berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.
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lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

82,00 €

28,00 €

Hinweis auf$ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorsch riften gegen über der Gemeindevenryaltu ng u nter Bezeich n ung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."
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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Oberuviesen vom 24.05.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

sl
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind :

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S g Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller.

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebührenbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
15.10.2001 außer Kraft.

Obenryiesen, den 24.05

(Thoni)
Ortsbürgermeister
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Anlage zu r Friedhofsqebührensatzu ng

l. Reihengrabstätten

1. Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach g 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzu ng für Verstorbene

a
b
) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte
ee) Einzelwiesengrabstätte
ff) Doppelwiesen g rabstätte
gg) Urnenwiesengrabstätte

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte
ee) Einzelwiesengrabstätte
ff) Doppelwiesen g rabstätte
gg) U rnenwieseng rabstätte

90,00 €
210,00 €

9,00 €
20,00 €

9,00 €
9,00 €

25,00 €
50,00 €
20,00 €,

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

270,00 €
600,00 €
270,00 €
270,00 €
750,00 €

1.500,00 €
600,00 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufirvand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag).

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) von 50 % berechnet. Dies gilt nicht, wenn
der dem Sonntag folgende Werktag ein gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.
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lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

140,00 €

40,00 €

Hinweis auf$ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegen über der Gemeindeverwaltu ng unter Bezeichn u ng des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."



323

Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Stetten vom 28.05.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der SS 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

s1
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind :

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebüh renbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleich
04.03

tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
außer Kraft.

Stette n 28.05

ayer)
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e zur Friedh ebührensatzu

l. Reihengrabstätten

1. Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzung für Verstorbene

1

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

a) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte
ee) Einzelwiesengrab
ff) Doppelwiesengrab
gg) Urnenwiesengrab
h h) U rnenwiesendoppelg rab

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte
ee) Einzelwiesengrab
ff) Doppelwiesengrab
gg) Urnenwiesengrab
hh) U rnenwiesendoppelgrab

162,00 €
218,00 €

10,60 €
21,20 €
10,60 €
8,50 €

26,66 €
53,33 €
23,33 €
46,66 €

318,00 €
636,00 €
318,00 €
255,00 €
800,00 €

1.600,00 €
700,00 €

1.400,00 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsäch lichen Aufwa nd (d. h. laut bestehendem G rabherstel lu n gsvertrag)

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr) von 50 %
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berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.

lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

129,00 €

23,00 €

Hinweis auf$ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenryaltung unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."
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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

( E rsch ließu ngsbeitragssatzu n g )

der Gemeinde Bennhausen
vom 07.06.2018

Auf Grund von g 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) und des $ 24 der Gemeindeordnung hat der

Gemeinderat der Gemeinde Bennhausen in der Sitzung am 28.05.2018 folgende Satzung be-

schlossen:

sl
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben

s2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen
solche in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-

zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress-
und Hafengebiet, bei einer Bebaubarkeit der Grundstücke

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie beidseitig und mit einer
Breite bis zu 10 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 16 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, Ge-
werbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszen-
tren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Korigress- und Hafengebiet, mit

einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zuläs-
sig ist, und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung
nur einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (2.8. Fußwege, Wohnwege) mit ei-

ner Breite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 20 m,

5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren
Breite von 6 m,
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebau-

lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind

(selbstständige Parkflächen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren

Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen in-

nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbstständige Grünan-
lagen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke.

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2

und 4 angegebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um die Hä|fte, mindestens

aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrsan-
lage die größte Breite.

s3
E rm ittl u n g des beitragsfäh i gen Ersch I ießu n gsaufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde
kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte Abschnitte einer Er-

schließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine

Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.

s4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands

s5
Verteil u ng des umlagefäh i gen Ersch I ießu n gsaufwands

(1) Der nach $$ 2 und 3 ermittelte und gemäß $ 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand
wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-

bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß be-

rücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise

nutzbaren Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die über-
plante Fläche. lst das Grundstück nur teilweise überplant und ist der nicht überplante Grund-

stücksteil dem lnnenbereich ($ 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Fläche des Buchgrund-
stücks. Abs. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise
nutzbaren Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei
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Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nut-

zung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen

Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 40 m dazu

verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-
ßungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Grundstücksteile, die lediglich eine wegmäßige Verbindung herstellen, bleiben bei der Bestim-
mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

Überschreitet die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die Abstände
nach Satz 1 a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen
Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder
3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

0 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren
Weise genutzt werden können (2.8. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).
Wenn sich aus der nach Abs. 5 oder Abs. 6 a) ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein höhe-
rer Faktor ergibt, so gilt dieser.

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-
nung.

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl

der Vollgeschosse wie folgt:

a) lst die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschos-
se.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige
Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-
det.

c) lst nur die zulässige Gebäudehöhe in Form der Trauf- oder Firsthöhe festgesetzt, so gilt als

Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe geteilt durch 2,8. Sind

beide Höhen festgesetzt, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Traufhöhe. Bruch-
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

d) lst tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die höchstzulässige
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

Enthält eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so gelten die

Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grund-
stücke, für die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BaUGB nicht die nach
Abs. 5 erforderlichen Festsetzungen enthält, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-
se. lst die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststell-
bar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes gem. Abs. 5 c) geteilt durch
2,8 3. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken
der näheren Umgebung übenruiegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in ver-
gleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,
wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollgeschoss
zu Grunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 festgesetzten
Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie Sondergebieten mit der
Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kon-
gress- und Hafengebiet;

b) bei Grundstücken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn sie überwiegend
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (2.8. Grundstücke mit Büro-, Venrval-

tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Ob ein Grund-
stück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2.B. Wohnzwecken) Zwecken
dient, ,,übenrviegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-
hältnis, in dem die venruirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-
einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder
zusätzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücks-
flächen jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche
oder vergleichbare als auch für andere Zwecke genutzt werden (2.8. Kfz-Abstellplätze) als
auch gärtnerisch oder ähnlich gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben
bei dem Flächenvergleich außer Ansatz.

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbstständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.

s6
Eckg ru ndstücksverg ü nsti g u ng

(1) Für übenruiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleichartigen und voll-
ständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 er-
schlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung
des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit der Hälfte anzusetzen.
Für Grundstücke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollständig in der Baulast
der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen erschlossen werden, wird die Grundstücksflä-
che nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 durch die Anzahl der Erschließungsanlagen geteilt.

(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren,
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a) wenn die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstü-
cke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

b) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach Maß-
gabe des $ 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden.

s7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. Grundenverb,

2. Freilegung und

3. selbstständige Teile der Erschließungsanlage wie

a) Fahrbahn,

b) Radwege,

c) Gehwege,

d) Parkflächen,

e) Grünanlagen,

0 Mischflächen,

g) Entwässerungseinrichtungen sowie

h) Beleuchtungseinrichtungen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflächen i.S. v. Nr. 3 f) sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien
Funktionen der in Nr. 3 a) - e) genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der
Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten.

s8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und selbst-
ständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und

b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. ln Ein-
zelfällen kann die Gemeinde bei mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen
und selbstständigen Parkflächen auf die Herstellung von Entwässerungs- und/oder Be-
leuchtungseinrichtungen verzichten.

(2) Die sich aus dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungs-
anlage sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, selbstständige und unselbstständige Parkflächen eine
Befestigung aus tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster

. oder Rasengittersteinen aufweisen, wobei die Decke auch aus einem ähnlichen Material
neuzeitlicher Bauweise bestehen kann,

b) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,
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c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend a) hergestellt und die unbefestigten
Teile gemäß b) gestaltet sind.

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der

Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.

se
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem

Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitra-
ges erheben.

s10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages.
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2018 in Kraft

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung zur Erhebung von Erschließungsanlagen vom
23.11.1987 .

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Bennhausen, den 07.06.2018 -

Ortsge nde

(Ho

Ortsbürgermeister
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1

Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Be-

kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand

die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eineVerletzung nach Satz2 Nr.2 geltend gemacht, so kann auch nachAblauf derin Satz 1 ge-

nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Bennhausen vom 07.06.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7 und I des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

sl
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind :

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebührenbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1)

(2)

Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
08.12.2005 außer Kraft.

den 07

t

a

Ortsbürgerme

o

18
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An laqe zur Friedhofsqebüh rensatzu nq

l. Reihengrabstätten

1. Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzung für Verstorbene

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

a) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab
c) Wiesenurnengrab
d) Wiesengrab

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte

189,00 €
218,00 €
600,00 €

1.200,00 €

300,00 €
600,00 €
300,00 €
212,00 €

7,50 €
15,00 €
7,50 C
5,30 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufwand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag). Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag erhoben in Höhe
von

53,00 €

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von
50 o/o berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.
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lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

96,00 €

28,00 €

Hinweis aufS 24 Abs. 6 der Gemerndeordnrrno:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenrualtung unter Bezeichn ung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."
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Satzung

zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen
für den Ausbau von Verkehrsanlagen

(Ausbau beitragssatzu ng wiederkeh rende Beiträge)
der Ortsgemeinde Bennhausen

vom 07.06.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7,

10 und 10a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit

bekannt gemacht wird:

sl
Erhebung von Ausbau beiträgen

(1) Die Gemeinde erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den Ausbau von

Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der

Enrueiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauch-

baren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis
genügenden Zustand,

2. "Erweiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder deren

Ergänzung durch weitere Teile,

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der
Verkehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit und

Leistungsfähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, die

nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig sind.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach SS 135

a) bis c) BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragser-

hebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen.

s2
Beitragsfäh i ge Verkeh rsan lagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie selbständige

Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fuß- und Radwege.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen mit den

dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbahndecke und Fußwegbelags.
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s3
Ermittlungsgebiete

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen des Gemeindegebietes bilden als einheit-

liche öffentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Abrechnungseinheit).

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanlagen

nach den jährlichen lnvestitionsaufwendungen in der Abrechnungseinheit nach Abs. 1 ermittelt.

s4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise nutz-

baren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrt oder eines

Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

s5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil beträgt 30 o/o.

s6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je Voll-

geschoss beträgt 10 v.H.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:

1. ln beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. lst das Grundstück nur teilweise

überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem lnnenbereich nach $ 34 BauGB

zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 2 ist ggf.

entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BaUGB erreicht, ist dieser maßgebend.

Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB),

sind zu berücksichtigen:

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu

einer Tiefe von 40 m,

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch

einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die

Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe

von 40 m.

c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben bei

der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden

Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise
selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer
Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.
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Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die

tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der

Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a)

und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der

tatsächlichen Nutzung.

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie

tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die

Tiefenbeg renzungsl in ie zur h i nteren G renze der tatsächlichen N utzung.

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz,

Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im Geltungsbereich des

Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei

Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (S 34 BauGB)

tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des Grundstücks - gegebenenfalls unter Be-

rücksichtigung der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung - vervielfacht mit 0,5.

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt.

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der

Vollgeschosse zugrundegelegt.

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern eine

Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl. lst

auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der baulichen Anlagen in

Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Trauf- oder

Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der

Bebauungsplan keine Festsetzungen triffi, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite

der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.

Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BaUGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2

entsprechend.

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen

Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich

verwirklichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, so ist die

tatsäch I ich venruirkl ichte Vol lgeschosszahl zug runde zu legen,

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zweiVollgeschossen.
Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken

oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.

5. lst nach den Nummern 1 - 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsächlich

vorhandene Traufhöhe geteilt durch 2,8 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen

auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut

mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die

außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (2. B. Sport-, Fest- und

Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche Zahl

der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die

festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatsächliche

Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss.
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8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach $ 34 Abs. 4 BauGB liegen,

werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend angewandt, wie sie

bestehen für

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das

zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,

b) unbeplante Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige

Nutzungsmaß enthält.

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-

schosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden

Regelungen.

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollgeschossen

zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse vorhandene Zahl.

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten wird die nach den vorstehenden

Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. Dies gilt

entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte

Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt

genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsdaten um 10 v. H.

Ob ein Grundstück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2. B. Wohnzwecken)

Zwecken dient, ,,übenruiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem

Verhältnis, in dem die venruirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-

einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich

zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücksflächen jeweils der

Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche oder vergleichbare als

auch für andere Zwecke genutzt werden (2. B.l{z-Abstellplätze) als auch gärtnerisch oder ähnlich
gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben bei dem Flächenvergleich außer

Ansatz.

(5) Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung selbstständiger Grünanlagen

s7
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach $ 13 dieser Satzung verschonten Verkehrsanlage

erschlossen sind als auch von einer oder mehreren Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit

erschlossen sind, werden nur mit 50% ihrer gewichteten Grundstücksfläche angesetzt.

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung nach $ 6

Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die sich über-

schneidenden Grundstücksteile.

s8
Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr
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ss
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf wieder-

kehrende Beiträge erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende Jahr

bemessen.

s10
Ablösung des Ausbaubeitrages

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren

vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu enryartenden Kosten-

entwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt.

s11
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer

oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

s12
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen

Bescheid festgesetzt und 2 Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält:

1. die Bezeichnung des Beitrages,

2. den Namen des Beitragsschuldners,

3. die Bezeichnung des Grundstückes,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, des

Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge werden durch besonderen

Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt.
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s13
Übergangsregelung

Gemäß g 10 a Abs. 5 KAG wird abweichend von $ 10 a Abs. 1 Satz2 KAG festgelegt, dass
Grundstücke, die zu den im Folgenden aufgezählten Verkehrsanlagen Zufahrt oder Zugang
nehmen können, vorbehaltlich $ 7 Absätze 1 und 2 dieser Satzung erstmals in den ebenfalls
genannten Jahren bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags berücksichtigt und

beitragspfl ichtig werden :

nach 20 Jahren bei kompletter Herstellung der Verkehrsanlage,
nach 15 Jahren bei Herstellung der Fahrbahn,
nach 10 Jahren bei Herstellung des Gehweges und
nach 5 Jahren bei Herstellung der Beleuchtung bzw. durchgeführten
Veranlagungen für Grundenuerb, Straßenoberflächenentwässerungskosten oder
anderer Teilanlagen.

a)
b)
c)
d)

Eine Addition von Verschonungsfristen bei den Nr. b) bis d) findet nicht statt.
Die übergangsregelung bei Maßnahmen nach den Buchstaben a) bis d) gilt auch beider
Erneuerung, der Enrveiterung, dem Umbau und der Verbesserung von Verkehrsanlagen. Die
übergangsregelung beginnt zu dem Zeitpunkt, in dem Erschließungsbeiträge nach dem BauGB
bzw. Ausbaubeiträge nach dem KAG entstanden sind und der Beitrag festgesetzt wurde. Selbiges
gilt auch für Grundstücke, welche Kosten für die erstmalige Herstellung aufgrund von Verträgen
geleistet bzw. über Kaufuerträge abgelöst haben.

.. s14
Offentliche Last

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück.

s15
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt zum 01.01.2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:

Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Ausbaubeiträgen der Gemeinde Bennhausen

vom 10.05.2013 (Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge) sowie die Satzungzut
Anderung der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von

Verkehrsanlagen vom 1 3. 1 0.2016.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Bennhausen, den 07

;ffiK. \



7A)

Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses

Gesetzäs zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande

gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die

Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des

Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz I genannten Frist
jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Ortsgemeinde Gauersheim vom 07.06.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der gg 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

s1
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind

Bei Erstbestattungen die Personen, die nach
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

s I Bestattungsgesetz

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebührenbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

1

(1)

(2)

Gau n0

Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
07 .07 .2016 außer Kraft.

Ortsbürgermeiste

a
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An laqe zur Friedhofsqebü hrensatzu nq

l. Reihengrabstätten

1. Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Fried hofssatzung für Verstorbene

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

a) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr/Kindergrabstätte
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ablReihengrabstätte
c) Reihengrabstätte anonym
d) Urnengrabstätte anonym

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine Urnengrabstätte

225,00 €
252,00 €
882,00 €
750,00 €

363,00 €
726,00 Q

363,00 €
294,00 €

12,10 €
24,10 €
'l2r'40 €
9,80 €

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufwand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag). Zu den Gebühren nach Satz 1 wird ein Zuschlag erhoben in Höhe
von

78,00 €

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von

SO % berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.
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lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen,

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

35,00 €

126,00 €

Hinweis auf$ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegenüber der Gemeindevennraltung unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."
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Haushaltssatzung der Ortsgemeinde Kriegsfeld für die Jahre 2018 und 2019 vom 07.06.2018

Der Ortsgemeinderat hat aufgrund von $ 95 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz in der derzeit geltenden

Fassung folgende Haushaltssatzung beschlossen, die nach Genehmigung durch die Kreisverwaltung

Donnersbergkreis als Aufsichtsbehörde vom 05.06.2018 - AZ: 2210291901-132 - hiermit bekannt

gemacht wird:

$ 1 Ergebnis- und Finanzhaushalt

Festgesetzt werden

f . im Ergebnishaushalt

der Gesamtbetrag der Erträge auf

der Gesamtbetrag der Aufirvendungen auf

Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag auf

2. im Finanzhaushalt

der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf

2018 2019

die Einzahlungen aus lnvestitionstätigkeit
die Auszahlungen aus lnvestitionstätigkeit
der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus lnvestitionstätigkeit

der Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit

1.515,500 €
,1.578.410 €

-62.910 €

-14.240 €

42.460 €
11.000 €
31.460 €

-17.220 €

0€

1.552.590 €
1.584.250 €

-31.660 €

17.010 €

36.460 €
66.460 €

-30.000 €

12,990 €

2019

30.000 €

$ 2 Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite

2018
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite, deren Aufnahme zur
Finanzierung von lnvestitionen und lnvestitionsfÖrderungsmaßnahmen
erforderlich ist, wird festgesetzt auf

$ 3 Verpflichtungsermächtigungen

Verpflichtu ngsermächtig ungen werden nicht veransch lagt.

$ 4 Steuersätze

Die Steuersä2e für die Gemeindesteuern werden filr das Haushaltsjahr wie folgt festgesetzt

1. Grundsteuer
a) Grundsteuer A
b) Grundsteuer B

auf
auf

2018
330 v.H
365 v.H

2019
330 v.H.
365 v.H.

365 v.H.

2019
60€
90€

120 €.

600 €

2. Gewerbesteuer auf 365 v.H.

3. Die Hundesteuer beträgt für Hunde, die innerhalb des Gemeindegebietes gehalten werden
2018

für den ersten Hund 60 €

für den zweiten Hund 90 €

für den dritten und jeden weiteren Hund 120 C

für gefährliche Hunde 600 €

-2-
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-2-

S 5 Gebühren und Beiträge

Die Sä2e der Gebühren für die Benutzung von Gemeindeeinrichtungen und der Beiträge für ständige

Gemeindeeinrichtungen werden wie folgt festgese2t:
2018 2019

1. Beiträge zur Unterhaltung von Wirtschaftswegen pro ha 5 € 5 €

$ 6 Stellenplan

Es gilt der vom Ortsgemeinderat am 11.04.2018 beschlossene Stellenplan

$ 7 Eigenkapital

Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2016 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2017 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2018 beträgt
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12.2019 beträgt

Kriegsfeld, 07.06.201 I

gez. Ziegler

Ortsbürgermeister

Hinweis:

a) Der Haushaltsplan20lSl20lg liegtvom 18.06.2018 bis 27.06.2018 beiderVerbandsgemeinde-
verwaltung Kirchheimbolanden (Neue Allee 2, Rathaus, Zimmer 116) während der Dienstzeiten

öffentlich aus.

b) Satzungen, die unter Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung
zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig

zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder
die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung
unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend ge-

macht hat.

Hat jemand die Verletzung nach Salz2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in
Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

345.439,15 €
401.669,15 €
338.759,15 €
307.099,15 €
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Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
der Odsgemeinde Marnheim vom 07.06.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) und der SS 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

s1
Allgemeines

Für die Benutzung der Einrichtung des Friedhofswesens und ihrer Anlagen werden
Benutzungsgebühren erhoben. Die Gebührensätze ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.

s2
Gebührenschuldner

Gebührenschuldner sind :

1 Bei Erstbestattungen die Personen, die nach S I Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der Antragsteller,

2. bei Umbettungen und Wiederbestattungen der Antragsteller

s3
Entstehung der Ansprüche und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der lnanspruchnahme der Leistungen nach der
Friedhofssatzung, bei antragsabhängigen Leistungen mit der Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Gebüh renbescheids fällig.

s4
lnkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach lhrer Bekanntmachung in Kraft

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren vom
14.10.2013 außer Kraft.

Marnheim, den 07.06,

o eyll
nsee)

ta )-

Ortsbürgerme
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Anlaqe zur Friedhofsqebüh rensatzunq

l. Reihengrabstätten

1. Überlassung einer Reihengrabstätte an Berechtigte nach $ 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für Verstorbene

a) Bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
b) Vom vollendeten 5. Lebensjahr ab
c) Reihengrab anonym
d) Urnengrab anonym

179,00 €
230,00 €
511,00 €
358,00 €

10,00 €
19,00 €
10,00 €
6,00 €

40,00 €

281,00 €
562,00 €
281,00 €
179,00 €

1.200,00 €

ll. Verleihung von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungsrechts an Berechtigte nach S 2 Abs. 2 der
Friedhofssatzung für

b) Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Buchstabe a) bei späteren
Bestattungen für jedes volle Jahr für

aa) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
cc) je weitere Grabstätte
dd) eine Urnengrabstätte
ee) Naturg rabstelle/Baumbestattung

ba) eine Einzelgrabstätte
bb) eine Doppelgrabstätte
bc) je weitere Grabstätte
bd) eine U rnengrabstätte
be) Natu rgrabstel le/Baumbestattu ng

Soweit volle Jahre nicht erreicht werden, bemisst sich die Gebühr nach
dem abgelaufenen Teil des Jahres.

c) Für die Wiederverleihung des Nutzungsrechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit wird die gleiche Gebühr wie nach a) erhoben.

lll. Ausheben und Schließen der Gräber

a) Die Gebühr für das Ausheben und Schließen der Gräber bemisst sich nach
dem tatsächlichen Aufiruand (d.h. laut bestehendem Grabherstellungs-
vertrag).

b) Bei einer Beisetzung an einem Samstag wird ein Zuschlag zu den
Gesamtgebühren nach Punkt lll a) (tatsächliche Gebühr inkl. Zuschlag) von
50 % berechnet. Dies gilt nicht, wenn der dem Sonntag folgende Werktag ein
gesetzlicher Feiertag ist.

c) Für alle sonstigen Leistungen werden die Selbstkosten berechnet.
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lV. Ausgraben und Umbetten von Leichen und Urnen

Das Ausgraben und Umbetten von Leichen und Aschen wird durch ein
gewerbliches Unternehmen vorgenommen. Die hierbei entstehenden
Kosten sind von den Gebührenschuldnern als Auslagen zu ersetzen.

V. Benutzung der Leichenhalle

a) Für die Aufbewahrung einer Leiche

b) Für die Aufbewahrung einer Urne

102,00 €

26,00 €

Hinweis auf$ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnunq:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen.
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder
Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenryaltung unter Bezeichnung des
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
hat."
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Kirchheimbolanden
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11.06.2018 BiVAh

BEKANNTMACHUNG

Die 43. Sitzung des Stadtrates der Stadt Kirchheimbolanden in der Wahlzeit 201412019 findet
am

Mittwoch,20. Juni 2018,19:00 Uhr

im Ratssaal des Rathauses in Kirchheimbolanden statt.

Tagesordnung:

Nr. Tagesord nungspunkt

rl

3

1

2

Nicht öffentl icher Teil

Grundstücksangelegenheiten
Abgabenangelegenheit

öffentlicher Teil ab 19:20 Uhr

Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse

Bebauungsplan "Rothenkircherhof ' ;

Vorstellung des Vorentwurfs und Zustimmung zur Planung

Bebauungsplan "Glaserstraße" (Anderung "Am Schillerhain");
Abwägung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der Beteiligung der
Behördennach $ 4 Abs. 2 BauGB und der Offenlage nach $ 3 Abs. 2 BauGB

und Satzungsbeschluss
Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen;
Beratung und Beschlussfassung

Schöffenwahl 2018;
Aufstellung von Vorschlagslisten zur Vorbereitung der Wahl für die Jahre

2019 - 2023
Erhöhung der Friedhofsgebühren und Neufassung der Friedhofsgebührensatzung;
Beratung und Beschlussfassung

Anschaffung von Urnenstelen;
Beratung und Beschlussfassung über das Modell und den Platz zur Aufstellung

Reaktivieru ng des Terrassengartens;
Zuschussantrag für Mittel der Denkmalpflege

Antrag der SPD-Fraktion Stadtrat Kirchheimbolanden;
Sitzgelegenheiten Vorstadt / Marnheimer Straße / Mühlstraße

3

4

5

6

7

I

I

10

11
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12.

13

14

Antrag der CDU-Fraktion im Stadtrat Kirchheimbolanden auf lnformationen Über

die Beiträge der Stadt zur Erhaltung des Titels als Fairtrade-Stadt

Antrag der CDU-Fraktion im Stadtrat auf Prüfung der lnstallation einer
Querungshilfe im Umfeld der Kreuzung Dannenfelser Straße / Friedenstraße

Einwohnerfragestunde

In Vertretung

(Stumpfhäuser)
Erster Beigeordneter
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Bekanntmachung über die Einsichtnahme in den Entwurf der Haushaltssat-
zung mit -plan der Ortsgemeinde Orbis für die Jahre 2018 und 2019 und die
Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen

Haushaltssatzung und -plan der Ortsgemeinde Orbis für die Jahre 2018 und
2019

1. Einsichtnahme in den Entwurf der Haushaltssatzung mit -plan
und Anlagen

2. Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen

Der Entwurf der Haushaltssatzung für die Jahre 2018 und 2019 ntit dem Haushalts-
plan und seinen Anlagen wurde am 14.06.2018 dem Gemeinderat zugeleitet.

1. Der Entwurf der Haushaltssatzung für die Jahre 2018 und 2019 liegt mit dem
Haushaltsplan und seinen Anlagen während der allgemeinen Öffnungszeiten bei
der Verbandsgemeindeverwaltung (Rathaus, Neue Allee 2, 67292 Kirchheimbo-
landen, Zimmer 116) bis zur Beschlussfassung über die Haushaltssatzung durch
den Ortsgemeinderat zur Einsichtnahme aus. Außerdem stehen die Haushalts-
satzung für die Jahre 2018 und 2019 mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen
im lnternet unter

https : /lwww. ki rc h h e i m bo I a nde n. delde/o rb is- rath a u s'
fi n a n zen/h au s h alts satzu n s e n - u n d- h a us h alts p I ae n e-o rb is' h tm I

zur Einsichtnahme bereit.

2. Die Einwohnerinnen und Einwohner der Ortsgemeinde Orbis haben die Möglich-
keit, innerhalb von 14 Tagen ab dieser Bekanntmachung (vom 18. Juni 2018 bis
02. Juli 2018), bei der Verbandsgemeindevenraltung, Neue Allee 2, 67292
Kirchheimbolanden, Vorschläge zum Entwurf der Haushaltssatzung für die Jahre
2018 und 2019 mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen einzureichen. Die
Vorschläge sind schriftlich an die Verbandsgemeindeverwaltung oder an den
Ortsbürgermeister, Neue Allee 2, 67292 Kirchheimbolanden, oder elektronisch
an vg@kirchheimbolanden.de einzureichen. Der Ortsgemeinderat wird rechtzei-
tig vor seinem Beschluss über die Haushaltssatzung über die innerhalb dieser
Frist eingegangenen Vorschläge in öffentlicher Sitzung beraten und entscheiden.

Kirchheimbolanden, 12.06.2018
Ve rba n d sg eme i nd eve nrua ltu n g

gez. Haas

(Haas)
Bürgermeister
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Satzung

zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen
für den Ausbau von Verkehrsanlagen

(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge)
der Ortsgemeinde Stetten

vom '13.06.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7,

10 und 10a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit

bekannt gemacht wird:

sl
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Gemeinde erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den Ausbau von

Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der

Enrueiterung, dem Umbau oder derVerbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauch-

baren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis

genügenden Zustand,

2. "Enrueiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder deren

Ergänzung durch weitere Teile,

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der

Verkehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit und

Leistungsfähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, die

nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig sind.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach SS 135

a) bis c) BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragser-

hebung außer Verhältnis zu dem zu eruvartenden Beitragsaufkommen stehen.

s2
Beitragsfähige Verkeh rsan lagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie selbständige

Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fuß- und Radwege.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen mit den

dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbahndecke und Fußwegbelags.
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s3
Ermittlungsgebiete

(1) Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen des Gemeindegebietes bilden als einheit-

liche öffentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Abrechnungseinheit).

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanlagen

nach den jährlichen lnvestitionsaufwendungen in der Abrechnungseinheit nach Abs. 1 ermittelt.

s4
Gegenstand der BeitragsPflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise nutz-

baren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrl oder eines

Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

s5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil beträgt 30 o/o.

s6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je Voll-

geschoss beträgt 10 v.H.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:

1. ln beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. lst das Grundstück nur teilweise

überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem lnnenbereich nach $ 34 BauGB

zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 2 ist ggf.

entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BauGB erreicht, ist dieser maßgebend.

Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB),

sind zu berücksichtigen:

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu

einer Tiefe von 40 m,

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch

einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die

Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe

von 40 m.

c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben bei

der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden

Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise

selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer
Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.
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Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die

tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der

Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a)

und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der

tatsächlichen Nutzung.

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie

tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die

Tiefenbeg renzungsl i n ie zur hinteren G renze der tatsächlichen N utzung.

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz,

Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im Geltungsbereich des

Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei

Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (S 34 BauGB)

tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des Grundstücks - gegebenenfalls unter Be-

rücksichtigung der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung - vervielfacht mit 0,5.

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der

Vollgeschosse zugrundegelegt.

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern eine

Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl. lst

auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der baulichen Anlagen in

Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Trauf- oder

Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der

Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite

der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.

Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet'

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BauGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2

entsprechend.

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überuviegend vorhandenen

Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich

verwirklichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, so ist die

tatsächlich venruirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen,

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zweiVollgeschossen.
Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken

oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend'

S. lst nach den Nummern 1 - 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsächlich

vorhandene Traufhöhe geteilt durch 2,8 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen

auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut

mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die

außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (2. B. Sport-, Fest- und

Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche Zahl

der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die

festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatsächliche

Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss.
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B. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach $ 34 Abs. 4 BauGB liegen,

werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend angewandt, wie sie

bestehen für

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das

zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,

b) unbeplante Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige

Nutzungsmaß enthält.

g. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-

schosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden

Regelungen.

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollgeschossen

zulässig oder vorhanden, gilt die bei der übenruiegenden Baumasse vorhandene Zahl.

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten wird die nach den vorstehenden

Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. Dies gilt

entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte

Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt

genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsdaten um 10 v. H.

Ob ein Grundstück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2. B. Wohnzwecken)

Zwecken dient, ,,übenrviegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem

Verhältnis, in dem die venrvirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-

einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich

zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücksflächen jeweils der

Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche oder vergleichbare als

auch für andere Zwecke genutzt werden (2. B. Kfz-Abstellplätze) als auch gärtnerisch oder ähnlich

gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben bei dem Flächenvergleich außer

Ansatz.

(5) Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung selbstständiger Grünanlagen

s7
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Grundstücke, die sowohl von einer nach $ 13 dieser Satzung verschonten Verkehrsanlage

erschlossen sind als auch von einer oder mehreren Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit

erschlossen sind, werden nur mit 50% ihrer gewichteten Grundstücksfläche angesetzt.

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung nach $ 6

Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die sich über-

schneidenden Grundstücksteile.

s8
Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr
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se
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf wieder-

kehrende Beiträge erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende Jahr

bemessen.

s10
Ablösung des Ausbaubeitrages

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren

vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu eruvartenden Kosten-

entwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt.

s11
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer

oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

s12
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen

Bescheid festgesetzt und 2 Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält:

L die Bezeichnung des Beitrages,

2. den Namen des Beitragsschuldners,

3. die Bezeichnung des Grundstückes,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, des

Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge werden durch besonderen

Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt.
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s13
Übergangsregelung

Gemäß g 10 aAbs.5 KAG wird abweichend von $ 10 aAbs. 1 Satz2 KAGfestgelegt, dass
Grundstücke, die zu den im Folgenden aufgezählten Verkehrsanlagen Zufahrt oder Zugang
nehmen können, vorbehaltlich $ 7 Absätze 1 und 2 dieser Satzung erstmals in den ebenfalls
genannten Jahren bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags berücksichtigt und

beitragspflichtig werden :

a) nach 15 Jahren bei kompletter Herstellung der Verkehrsanlage,
b) nach 10 Jahren bei Herstellung der Fahrbahn,
c) nach 7 Jahren bei Herstellung des Gehweges und
d) nach 5 Jahren bei Herstellung der Beleuchtung bzw. durchgeführten

Veranlagungen für Grunderwerb, Straßenoberflächenentwässerungskosten oder
anderer Teilanlagen.

Eine Addition von Verschonungsfristen bei den Nr. b) bis d) findet nicht statt.
Die übergangsregelung bei Maßnahmen nach den Buchstaben a) bis d) gilt auch bei der
Erneuerung, der Enrveiterung, dem Umbau und der Verbesserung von Verkehrsanlagen. Die

übergangsregelung beginnt zu dem Zeitpunkt, in dem Erschließungsbeiträge nach dem BauGB
bzw. Ausbaubeiträge nach dem KAG entstanden sind und der Beitrag festgesetzt wurde. Selbiges
gilt auch für Grundstücke, welche Kosten für die erstmalige Herstellung aufgrund von Verträgen
geleistet bzw. über Kaufuerträge abgelöst haben.

s14
öffentliche Last

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als ötfentliche Last auf dem Grundstück

s15
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2018 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:

Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Ausbaubeiträgen der Gemeinde Stetten vom

1 0.05.201 3 (Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge).

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt

Stetten, 3.06.

Ortsg

rgermeister
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses

Gesetzäs zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande
gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die

Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des

Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

( Erschließu ngsbeitragssatzu ng)
der Gemeinde Stetten

vom 14.06.2018

Auf Grund von g 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) und des $ 24 der Gemeindeordnung hat der

Gemeinderat der Gemeinde Stetten in der Sitzung am 13.06.2018 folgende Satzung beschlossen

sl
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben

s2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen

solche in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-

zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress-

und Hafengebiet, bei einer Bebaubarkeit der Grundstücke

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie beidseitig und mit einer

Breite bis zu 10 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 16 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, Ge-

werbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszen-

tren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, mit

einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zuläs-

sig ist, und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung

nur einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (2.B. Fußwege, Wohnwege) mit ei-

ner Breite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 20 m,

5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren

Breite von 6 m,
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebau-

lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind

(selbstständige Parkflächen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren

Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen in-

nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbstständige Grünan-

lagen), bis zu 15 % der Flächen der erschlossenen Grundstücke.

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2

und 4 angegebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um die Hä|fte, mindestens

aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrsan-

lage die größte Breite.

s3
E rm ittl u ng des beitragsfäh i gen E rschl ießu ngsaufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde

kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte Abschnitte einer Er-

schließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine

Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.

s4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands

s5
Vertei I u n g des um lagefäh igen E rsch I ießun gsaufwands

(1) Der nach gg 2 und 3 ermittelte und gemäß $ 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand

wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-

bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß be-

rücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise

nutzbaren Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die über-

plante Fläche. lst das Grundstück nur teilweise überplant und ist der nicht überplante Grund-

stücksteil dem lnnenbereich ($ 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Fläche des Buchgrund-

stücks. Abs. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarerWeise

nutzbaren Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei
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Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nut-

zung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen

Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 40 m dazu

verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-

ßungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Grundstücksteile, die lediglich eine wegmäßige Verbindung herstellen, bleiben bei der Bestim-

mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

überschreitet die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die Abstände

nach Satz 1 a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen

Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder

3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

D 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren

Weise genutzt werden können (2.B. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).

Wenn sich aus der nach Abs. 5 oder Abs. 6 a) ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein höhe-

rer Faktor ergibt, so gilt dieser.

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-

nung.

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl

der Vollgeschosse wie folgt:

a) lst die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschos-

se.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige

Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-

det.

c) lst nur die zulässige Gebäudehöhe in Form der Trauf- oder Firsthöhe festgesetzt, so gilt als

Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe geteilt durch 2,8. Sind

beide Höhen festgesetzt, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Traufhöhe. Bruch-

zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

d) lst tatsächlich eine höhere als die festgesetzteZahl der Vollgeschosse zugelassen oder

vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die höchstzulässige
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

Enthält eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so gelten die

Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grund-

stücke, für die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB nicht die nach

Abs. 5 erforderlichen Festsetzungen enthält, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-

se. lst die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststell-

bar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes gem. Abs. 5 c) geteilt durch

2,8 3. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken

der näheren Umgebung überuviegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in ver-

gleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,

wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollgeschoss

zu Grunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 festgesetzten

Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie Sondergebieten mit der

Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kon-

gress- und Hafengebiet;

b) bei Grundstücken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn sie überwiegend

gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (2.B. Grundstücke mit Büro-, Venrual-

tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Ob ein Grund-

stück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2.8. Wohnzwecken) Zwecken

dient, ,,überwiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-

hältnis, in dem die verwirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-

einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder

zusätzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücks-

flächen jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche

oder vergleichbare als auch für andere Zwecke genutzt werden (2.8. Kfz-Abstellplätze) als

auch gärtnerisch oder ähnlich gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben

bei dem Flächenvergleich außer Ansatz.

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbstständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.

s6
Eckg ru ndstücksverg ü nsti g u ng

(1) Für übenruiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleichartigen und voll-

ständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 er-

schlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung

des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit der Hälfte anzusetzen.

Für Grundstücke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollständig in der Baulast

der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen erschlossen werden, wird die Grundstücksflä-

che nach S 5 Abs. 2 oder Abs. 3 durch die Anzahl der Erschließungsanlagen geteilt.

(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren,
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a) wenn die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstü-

cke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

b) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach Maß-
gabe des g 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden.

s7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. Grunderwerb,

2. Freilegung und

3. selbstständige Teile der Erschließungsanlage wie

a) Fahrbahn,

b) Radwege,

c) Gehwege,

d) Parkflächen,

e) Grünanlagen,

0 Mischflächen,

g) Entwässerungseinrichtungen sowie

h) Beleuchtungseinrichtungen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflächen i.S. v. Nr. 3 f) sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien

Funktionen der in Nr. 3 a) - e) genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der

Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten.

s8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und selbst-

ständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und

b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. ln Ein-

zelfällen kann die Gemeinde bei mit Kraftfahzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen

und selbstständigen Parkflächen auf die Herstellung von Entwässerungs- und/oder Be-

leuchtungseinrichtungen vezichten.

(2) Die sich aus dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungs-

anlage sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, selbstständige und unselbstständige Parkflächen eine

Befestigung aus tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster

oder Rasengittersteinen aufweisen, wobei die Decke auch aus einem ähnlichen Material

neuzeitlicher Bauweise bestehen kann,

b) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,



368

c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend a) hergestellt und die unbefestigten

Teile gemäß b) gestaltet sind.

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der

Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.

se
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem

Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitra-

ges erheben.

s10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der vo-

raussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages

Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
ln-Kraft-Treten

(1)Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2018 in Kraft

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung zur Erhebung von Erschließungsanlagen vom

06.1 0.1 987

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt

Stetten 4.06.201

Ortsge

ayer)

ürgermeister
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Es wird auf $ 24 Abs, 6 der Gemeindeordnung hingewiesen

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund

dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an

gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Be-

kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand

die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenrualtung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-

nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

2


